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Solidarität und Klimagerechtigkeit 
Argumente für die Formierung einer Wahlplattform 
Christian Zeller, 24. Mai 2019 

Österreich ist um eine groteske Episode reicher. Weder starke soziale Bewegungen noch eine wirksa-
me parlamentarische Opposition, sondern die Dummheit und Skrupellosigkeit eines Teils des Regie-
rungspersonals hat dieser ÖVP-FPÖ-Regierung ein plötzliches Ende beschert. Nun öffnet sich ein 
Fenster zum Aufbau einer Wahlplattform, der ich vorläufig den Namen Solidarität und Klimagerech-
tigkeit gebe. 

Ein Video, das zeigt, dass das Führungspersonal 
der FPÖ bereit ist, seine Dienste unterschiedlichen 
Kapitaleigentümer*innen anzubieten, hat eine Re-
gierungskrise in Österreich ausgelöst. Die veröf-
fentlichten Videosequenzen offenbaren, dass poli-
tische Interessensvertretung zur Ware wurde und 
Käuflichkeit daher normal zu sein scheint. Aller-
dings ist zu bedenken, dass alle etablierten Parteien 
große „Spenden“ von Unternehmen erhalten. Noch 
immer will die ÖVP nicht offenlegen, mit welchen 
„Beihilfen“ sie die offiziellen Obergrenzen des 
Wahlkampfs 2017 um etwa das doppelte über-
schritten hat. Das Video und die nachfolgenden 
Erklärungen der Herren Strache, Kickl und Kurz 
sind allerdings auch Ausdruck der moralischen 
Verkommenheit eines Großteils des Politpersonals. 
Wir werden von Zyniker*innen und Techno-
krat*innen der Macht regiert. Zugleich macht 
Bundeskanzler Kurz klar, dass er seine national-

konservativen Gegenreformen systematisch weiter-
treiben will. Sein Programm ist klar: Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der großen Konzerne, weite-
re Flexibilisierung der Arbeit, Abschaffung der 
sozialstaatlichen Errungenschaften, Zerstörung 
gesellschaftlicher Infrastruktur, Verschlechterung 
der Lebenssituation vieler Frauen bei formaler 
Gleichstellungsrhetorik, Spaltung der Bevölke-
rung, rassistische Ausgrenzung von Migrant*innen 
und zunehmend autoritäre Formen der Herrschaft.  

Die SPÖ ist weder willens noch in der Lage mit 
einer sozialen und ökologischen Perspektive eine 
gesellschaftliche Opposition gegen diesen Kurs 
aufzubauen. Auch sie richtet sich auf die Wettbe-
werbsfähigkeit der Konzerne aus, will diese aber 
etwas sozial abfedern. Die Führung der SPÖ bietet 
sich Kurz unterwürfig als Koalitionspartnerin an. 
Die Grünen sind im Aufwind und versuchen die 
Klimabewegung für ihre Zwecke zu nutzen. Sie 
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wollen sich als Kraft der ökologischen Modernisie-
rung eines grünen Kapitalismus profilieren. Doch 
gerade ihre Umweltpolitik ist zutiefst unglaubwür-
dig, denn Klimaschutz und Kapitalwachstum sind 
unvereinbar.  

Krise der Repräsentation 
Die Situation in Österreich ist von einer Krise der 
Repräsentation gekennzeichnet. Weite Teile der 
Bevölkerung sehen sich durch die herkömmliche 
Politik und in den Institutionen nicht vertreten. Das 
gilt ganz besonders für die Menschen, die seit rund 
einem Jahr mit den Donnerstagsdemonstrationen, 
in der antirassistischen Bewegung und in der 
Klimabewegung ihren Unmut mit der Situation 
aktiv und lautstark bekunden. Die reformorientier-
ten kapitalismuskritischen und die antikapitalisti-
schen Kräfte sind parlamentarisch nicht vertreten. 
Österreich ist in dieser Hinsicht eine der wenigen 
Ausnahmen in Europa. Diese bereits Jahrzehnte 
andauernde Situation ist endlich zu beenden.  

Nach der Ankündigung von Neuwahlen für Mitte 
September werden sich die herrschenden Kräfte in 
den kommenden Tagen und Wochen neu sortieren 
und ihren Wahlkampf eröffnen. Die SPÖ und die 
Grünen schlagen keine grundlegend anderen Per-
spektiven vor. Die Herausforderung des Klima-
wandels beantworten sie mit Untätigkeit oder un-
wirksamen Vorschlägen. 

Die Entschlossenheit der führenden Kräfte der 
großen Kapitalgruppen den Kurs von Kanzler Kurz 
fortzusetzen, ist nicht zu unterschätzen. Eine 
Kurswende ist nicht in Sicht, umso weniger als die 
SPÖ sich bereits wieder als verlässliche Partnerin 
für die Herrschenden anbietet. Die SPÖ zögert 
sogar den Misstrauensantrag gegen Bundeskanzler 
Kurz zu unterstützen. Diese mit Unfähigkeit ge-
paarte Orientierung der SPÖ, aber auch der Grü-
nen, wird vielen Menschen gerade in diesen Wo-
chen bewusst und verstärkt die allgemeine Ratlo-
sigkeit. 

Kurzes Zeitfenster 
Mit der Regierungskrise und der Ankündigung von 
Neuwahlen im September 2019 eröffnet sich nun 
das erste Mal seit mehreren Jahren ein Fenster zur 
Neuformierung einer breiten bewegungsorientier-

ten und kapitalismuskritischen Kraft. Gerade die 
jüngsten Ereignisse offenbaren vor dem Hinter-
grund der Enttäuschungen der letzten Jahre und 
Monate, dass viele Menschen sich nicht ansatzwei-
se durch die bestehenden Parteien repräsentiert 
sehen. Der Widerstand gegen das bürgerliche Eli-
ten-Programm hat mit der Aufkündigung des Re-
gierungsbündnisses von ÖVP und FPÖ unverhofft 
neue Möglichkeiten erhalten. 

Bei der Nationalratswahl 2017 gab es keine sozia-
len Bewegungen und in der Gesellschaft artikulier-
te sich kein Widerstand. Die Wahl im Oktober 
2017 brachte das befürchtete Ergebnis. Es gab 
keine glaubwürdige Wahlalternative. Jetzt ist die 
Situation anders. Hundertrausende von Menschen 
haben insgesamt an der vom ÖGB organisierten 
Demonstration gegen den 12-Stunden-Tag am 30. 
Juni 2018, den zahlreichen Donnerstagsdemonstra-
tionen im ganzen Land, am Widerstand gegen Ras-
sismus und an der Klimabewegung teilgenommen. 
Sie haben damit ihren Wunsch nach einem solida-
rischen und ökologischen Aufbruch tatkräftig aus-
gedrückt. Nun gilt es die Kräfte zu bündeln und 
dem Wunsch dieser Menschen nach einer konse-
quenten solidarischen und ökologischen Politik 
einen politischen Ausdruck zu verleihen.  

Darum ist auszuprobieren, wie sich die Menschen 
in den verschiedenen sozialen Bewegungen in die 
Formierung und den Aufbau einer Wahlplattform 
Solidarität und Klimagerechtigkeit einbringen 
können. Ich nennen das Projekt Solidarität und 
Klimagerechtigkeit, weil diese beiden Begriffe, 
prägnant genau das ausdrücken, worum es geht. Es 
geht um umfassende gesellschaftliche Solidarität 
bei globaler Klimagerechtigkeit. Diese beiden Be-
griffe sollten mit einer alternativen gesellschaftli-
chen Perspektive konkretisiert werden. Eine solche 
Wahlplattform Solidarität und Klimagerechtigkeit
könnte dazu beitragen, die Karten neu zu mischen 
und ein neues Spiel zu eröffnen. Im Rahmen des 
Formierungsprozesses würden die Beteiligten den 
endgültigen Namen bestimmen. 

Zeitdruck vereinfacht Sachlage 
Der enorme Zeitdruck macht die Situation gegen-
wärtig sehr einfach. Die Frage lautet: Sind die 
Menschen, die sich an den genannten Bewegungen 
beteiligen, gewillt sich auf einem einfachen, kur-
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zen und prägnanten Programm zusammenzuraufen. 
Damit würde es möglich der Bevölkerung endlich 
zu zeigen, dass es jenseits der etablierten Parteien, 
die den Wettbewerbskurs entweder vorantreiben 
beziehungsweise diesen sozial oder grün abfedern 
wollen, Kräfte gibt, die für eine solidarische und 
ökologische Alternative einstehen. 

Keine der bestehenden Organisationen und Partei-
en ist in der Lage, ein solches Projekt alleine vo-
ranzubringen, niemand kann einen Führungsan-
spruch stellen. Der Zeitdruck zwingt uns dazu, uns 
zu entscheiden: Wagen wir den Schritt, ein ge-
meinsames Projekt zu beginnen, oder nicht? Sprin-
gen wir in das kalte Wasser, oder nicht? Es gibt 
keine Aussicht auf Erfolg. Doch es gibt die be-
gründete Chance, dass sich die politische Land-
schaft in dieser Phase etwas verändern lässt. Das 
wäre schon mehr, als in den letzten Jahren. Wir 
wissen nicht, wann sich das nächste Fenster auftut. 
Politische Prozesse entwickeln sich sprunghaft. 
Das erleben wir gerade jetzt.  

Wenn es gelingt, in den nächsten Wochen in allen 
größeren Städten Österreichs offene Versammlun-
gen einzuberufen, lässt sich eine Dynamik entfa-
chen. Diese Dynamik ist erforderlich, um sich in 
kurzer Zeit auf ein politisches Kurzprogramm zu 
einigen und die erforderlichen Unterstützungsun-
terschriften zu sammeln. Parallel könnte ein Unter-
stützungsaufruf von unterschiedlichen öffentlichen 
Personen und Aktivist*innen dem Projekt zusätzli-
chen Schub verleihen. Findet die Wahl am 15. 
September statt, müssten die 2600 Unterstützungs-
erklärungen bereits bis spätestens Mitte Juli einge-
reicht werden. Das ist eine extrem kurze Frist.  

An lokalen und österreichweiten offenen Ver-
sammlungen diskutieren die Teilnehmenden zu-
nächst über die Grundzüge einer Wahlplattform. 
Anschließend werden in jedem Bundesland und 
österreichweit die Kandidat*innen für die Natio-
nalratswahl gewählt. 

Um offen und dynamisch zu werden, sind drei 
einfache Prinzipien zu beachten.  

1. Das Wahlprojekt versammelt und vereinigt 
Personen, ist also kein Kartell von Organisati-
onen. Allerdings sind alle Organisationen, die 
sich einbringen wollen, selbstverständlich ein-
geladen, sich aktiv zu beteiligen und mit ihren 
Kompetenz das Vorhaben zu stärken. 

2. Das Wahlprojekt steht allen offen, die sich auf 
einer klaren politischen Plattform für gesell-
schaftliche Solidarität und umfassende Klima-
gerechtigkeit einsetzen. 

3. Das Wahlprojekt einigt sich auf ein einfaches 
politisches Programm und ist im Rahmen die-
ses Konsenses pluralistisch. Das heißt, die be-
teiligten Personen können sich in politischen 
Strömungen zusammenzuschließen und offen 
für ihre Inhalte werben.  

Politische Orientierung 
Mit dieser Vorgehensweise erarbeitet die Wahl-
plattform Solidarität und Klimagerechtigkeit bis 
Ende Juli ein Wahlprogramm, das sich an folgen-
den Inhalten orientiert. 

1. Für die sofortige Rücknahme aller unsozialen, 
frauendiskriminierenden, rassistischen und 
umweltfeindlichen Beschlüsse der ÖVP-FPÖ-
Regierung. 

2. Für umfassende demokratische und soziale 
Rechte aller in Österreich lebenden Menschen. 
Für wirksame Maßnahmen gegen jede Form 
rassistischer Diskriminierung. 

3. Für ein System der sozialen Sicherheit, das 
niemanden in die Armut abdrängt und zu 
schlechten Jobs zwingt, von denen man nicht 
leben kann. Anstatt die Mindestsicherung 
durch eine almosenhafte Sozialhilfe zu erset-
zen und die Notstandshilfe abzuschaffen, ist 
die Arbeitslosenversicherung auszubauen. Die 
Krankenversicherungen sind der umfassenden 
demokratischen Kontrolle der Beschäftigten 
und Versicherten zu unterstellen. Ihre Leistun-
gen sind nach oben zu harmonisieren. Ein um-
fassendes System der sozialen Sicherheit und 
eine gute soziale Infrastruktur in der Bildung, 
Gesundheit und Pflege sind erforderlich, um 
Geschlechtergerechtigkeit zu erreichen. 

4. Für die Rücknahme der Verlängerung und 
Flexibilisierung der Arbeitszeit als ersten 
Schritt zu einer massiven Verkürzung der all-
gemeinen Arbeitszeit auf 30 Stunden in der 
Woche und 6 Stunden am Tag. Mit der Ar-
beitszeitverkürzung erhalten die Lohnabhängi-
gen endlich ihren Anteil an den Produktivitäts-
gewinnen und zwar in Form von mehr freier 
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Zeit. Eine radikale Arbeitszeitverkürzung ist 
eine wichtige Voraussetzung für Geschlechter-
gerechtigkeit, eine Neuverteilung der bezahlten 
und nicht bezahlten Arbeiten sowie einen öko-
logischen Umbau der Wirtschaft. 

5. Für eine soziale Steuerreform, Besteuerung der 
großen Vermögen, stärkere Besteuerung sehr 
hoher Einkommen und Einführung einer Erb-
schaftssteuer. 

6. Für die Errichtung kommunaler Wohnbauun-
ternehmen unter der Kontrolle der lokalen 
Einwohner*innen. Für die Überführung der 
Immobilienunternehmen in öffentliches und 
kommunales Eigentum unter Kontrolle der Be-
schäftigten und der Bewohner*innen. 

7. Für die massive Reduktion der Rüstungsaus-
gaben, den ökologischen Rückbau und schließ-
lich Abbau der Rüstungsindustrie. Auf die An-
schaffung neuer Waffensysteme ist zu verzich-
ten. 

8. Für die sofortige und massive Reduktion der 
CO2- und anderen Treibhausgasemissionen. 
Bis 2030 müssen die Emissionen um mindes-
tens 60% gegenüber 1990 gesenkt werden. Das 
ist Voraussetzung um eine kleine Chance zu 
haben, die Erwärmung auf 1,5°C zu begrenzen. 
Um ansatzweise klimagerecht zu handeln, 
muss die Emissionsreduktion sogar stärker 
ausfallen. Die Energieproduktion, die industri-
elle Produktion, die Landwirtschaft, die bauli-
che Infrastruktur und das Verkehrswesens sind 
umgehend umzubauen, um die CO2-
Emissionen gemäß dieser Vorgabe zu reduzie-
ren. Die Beschäftigten und die lokale Bevölke-
rung sind aktiv in diesen Umbau einzubezie-
hen. Dieser sozial-ökologische Umbau darf 
nicht zulasten der Beschäftigten und der Ar-
men gehen. 

Hebel ansetzen und Bewegungen 
stärken 
Eine breitere kapitalismuskritische und reformeri-
sche Kraft kann dazu beitragen, politische Räume 
zu öffnen. Die Existenz der Partei DIE LINKE in 
Deutschland oder von Podemos in Spanien behin-
dert den neoliberalen und reaktionären Durch-
marsch. Diese breiten reformorientierten Parteien 

können den Organisierungsprozessen an der Basis 
durchaus behilflich sein. Die Debatte über die Ent-
eignung von Immobilienkonzernen in Deutschland 
zeigt das. Die Forderung wurde von Bewegungsak-
tivist*innen in Berlin vorangetrieben und erzielt 
nun mit dem Volksbegehren ein breites Echo. Die 
Partei Die LINKE übernimmt diese Forderung. 
Damit ist es gelungen, den breiten gesellschaftli-
chen Diskurs deutlich in Richtung emanzipatori-
scher Kapitalismuskritik zu verschieben. Das er-
öffnet antikapitalistischen und ökosozialistischen 
Kräften neue Spielräume. 

Die nationalkonservative Offensive mit ihrem anti-
sozialen und antiökologischen Programm lässt sich 
nur durch den organisierten Widerstand an der 
Basis der Gesellschaft und durch die organisierten 
Lohnabhängigen in den Betrieben stoppen. In die-
sen alltäglichen Auseinandersetzungen und Kämp-
fen entstehen auch die Ansätze für gesellschaftli-
che Alternativen. Die Entstehung einer erfolgrei-
chen Wahlplattform kann wiederum der Selbstak-
tivität in Bewegungen, sei dies im Betrieb, an der 
Uni, an der Schule und anderswo in der Gesell-
schaft förderlich sein, wenn sie sich in den Dienst 
der Bewegungen stellt und dazu beiträgt den öf-
fentlichen Diskurs hin zu den Anliegen dieser Be-
wegungen zu verschieben.  

Gerade in diesen Tagen und Wochen entwickeln 
sich die politischen Abläufe sprunghaft. Das sind 
Momente, in denen sich mit einem geschickten 
Einsatz eines Hebels eine Hebelwirkung erzeugen 
lässt, die uns Gewichte verschieben lässt. Ent-
scheidend ist, dass die leichte Desorientierung der 
herrschenden Kräfte genutzt wird, um ihre ange-
kratzte Glaubwürdigkeit weiter zu untergraben. 
Die Donnerstagsdemonstrationen, die Klimabewe-
gung, die Bewegung „Gleicher Lohn für Gleiche 
Arbeit“ unter Beschäftigten in den Wiener Kran-
kenhäusern, die unterschiedlichen antirassistischen 
Initiativen und die feministischen Diskussionen um 
das Projekt eines breit abstützten Frauenstreiks 
können dazu beitragen, das Kräfteverhältnis wirk-
lich zu verändern Unmittelbar gilt es die Kräfte 
dieser Bewegungen zu bündeln, um der antisozia-
len und umweltfeindlichen Kanzlerschaft von Kurz 
ein Ende zu bereiten. Starke Mobilisierungen auf 
der Straße würden auch die Gewerkschaften und 
die SPÖ unter Druck setzen, ihre Lähmung zu 
überwinden. 


